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Drucksache V/2686 


Sdiriftlldier Berldit 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf einer 
Bundes- Apothekerordnung 

— Drucksache V/929 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Stammberger 


Der vorliegende Entwurf einer Bundes-Apothe- 
kerordnung wurde vom Plenum des Deutschen Bun- 
destages in der 66. Sitzung am 14. Oktober 1966 an 
den Ausschuß für Gesundheitswesen federführend 
und an den Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpoli- 
tik und Publizistik und den Ausschuß für Wirtschaft- 
iind Mittelstandsfragen mitberatend überwiesen. 

Die Beratungen des federführenden und der mit- 
beratenden Ausschüsse haben sich im wesentlichen 
mit § 4 Abs. 1 Nr. 5 und § 5 befaßt, da es zum übri- 
gen Inhalt des Entwurfs keine wesentlichen Mei- 
nungsverschiedenheiten gab. Die Ausschüsse haben 
am 25. Januar 1967 und am 2. Februar 1967 Vertre- 
ter der Hochschulen, der Apothekerschaft und der 
Studentenschaft gehört, wobei ebenfalls im Mittel- 
punkt der Anhörung die Dauer und Ausgestaltung 
des Studiums stand. Nach eingehenden weiteren 
Beratungen sah sich der federführende Ausschuß 
nicht in der Lage, hinsichtlich der Dauer des Stu- 
diums dem Regierungsentwurf zu folgen und schlägt 
nunmehr eine Mindest-Studiendauer von 3 V 2 Jahren 
vor. Der mitberatende Ausschuß für Wissenschaft, 
Kulturpolitik und Publizistik hat sich dieser Stu- 
diendauer angeschlossen, während der mitberatende 
Wirtschaftsausschuß sogar eine 4jährige Studien- 
dauer für notwendig hielt. 

Bei diesen Überlegungen wurde berücksichtigt, 
daß auch das Fachministerium und der Bundesrat 
eine 3 V 2 jährige Studiendauer als angemessen vor- 
geschlagen haben. 

Der federführende Ausschuß weiß sich einig mit 
den Bestrebungen des Wissenschaftsrates, durch 
eine grundsätzliche Studienreform die Studiendauer 
zu verkürzen. So heißt es in dessen Empfehlungen 
zur Ausbildung im Fach Pharmazie: 


„Die bisherige Studiendauer von sechs Semestern 
(drei Studienjahren) bis zur Pharmazeutischen Prü- 
fung als eine der Voraussetzungen für die Appro- 
bation als Apotheker sollte unverändert bleiben; sie 
kann es nur dann, wenn der Studiengang im einzel- 
nen gestrafft wird." 

Aus den Anhörungen ergab sich aber, daß diese 
Voraussetzungen hierfür an den Universitäten noch 
nicht gegeben sind. 

Daß dies nicht der Fall ist, ergibt sich auch aus 
dem Entwurf einer Prüfungsordnung für Apotheker, 
die der Verband der Direktoren pharmazeutischer 
Hochschulinstitute am 15. Juli 1967, also nach der 
Anhörungen, veröffentlicht hat. In diesem Entwurf 
wird ausgeführt: 

,Wenn der Verband entsprechend dem Vorschlag 
der „Empfehlungen" eine Studiendauer von minde- 
stens drei Jahren für die pharmazeutische Ausbil- 
dung als ausreichend ansieht, so setzt er dabei vor- 
aus, daß ein Teil der vorlesungsfreien Zeit des 
Studienjahres zu praktischen Übungen herangezo- 
gen wird. Das ist allerdings nur möglich, wenn zu- 
sätzlich wissenschaftliches und technisches Personal 
sowie erhöhte Sachmittel, wie dies in den „Empfeh- 
lungen" (Seite 16) mit Nachdruck gefordert ist, be- 
willigt werden. Bleiben dagegen die Verhältnisse an 
den pharmazeutischen Hochschulinstituten unverän- 
dert, so läßt sich die Ausbildung der Apotheker 
in dem nunmehr vorgesehenen Umfang nur in einer 
Zeit von sieben bis acht Semestern (alter Art) durch- 
führen.' 

Ferner wird ausgeführt: 

„Die Auffassung des Verbandes deckt sich mit der 
naturwissenschaftlicher Fakultäten und des Wissen- 
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schaltsrates, sie entspricht hinsichtlich der medizi- 
nischen Fächer der Auffassung medizinischer Fakul- 
täten, insbesondere auch der Fachvertreter für Phar- 
makologie." 

Der Ausschuß hat sich auch mit der Möglichkeit 
einer flexiblen Lösung befaßt, um die pharmazeu- 
tische Prüfung bereits nach einem dreijährigen Stu- 
dium auf den Universitäten oder Hochschulen zuzu- 
lassen, die die vom Wissenschaftsrat geforderten 
Reformen effektiv durchgeführt haben. 

Allen Lösungsversuchen dieser Art standen je- 
doch verfassungsrechtliche Bedenken entgegen. Dar- 


über hinaus wäre in diesem Falle auch die Frei- 
zügigkeit in der Möglichkeit des Wechsels der Uni- 
versität während des Studiums nicht mehr gegeben. 

Der federführende und die mitberatenden Aus- 
schüsse halten daher unter den gegebenen Umstän- 
den eine 3V2jährige Hochschulausbildung für un- 
umgänglich. Die vorgeschlagene Fassung ermöglicht 
es leicht, daß nach Durchführung der Hochschulre- 
form eine Änderung der Zeitdauer des Studiums 
durch eine Novelle erfolgen kann. Durch die jetzt 
vorgesehene Lösung wird die Gesamtausbildungs- 
zeit des Apothekers schon jetzt von bisher 6 Jahren 
auf 4 V 2 Jahre reduziert. 


Bonn, den 12. März 1968 


Dr. Stammberger 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/929 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 12. März 1968 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Frau Dr. Hubert Dr. Stammberger 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Drucksache V/2686 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs einer 
Bundes-Apothekerordnung 

— Drucksache V/929 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf einer Bundes-Apothekerordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der Apotheker ist berufen, die Bevölkerung ord- 
nungsgemäß mit Arzneimitteln zu versorgen. Er 
dient damit der Gesundheit des einzelnen Menschen 
und des gesamten Volkes. 

§ 2 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes den 
Apothekerberuf ausüben will, bedarf der Bestallung 
als Apotheker. 

(2) Die vorübergehende Ausübung des Apothe- 
kerberufs im Geltungsbereich dieses Gesetzes ist 
auch auf Grund einer Erlaubnis zulässig. 

(3) Ausübung des Apothekerberufs ist die Aus- 
übung einer pharmazeutischen Tätigkeit, insbeson- 
dere die Entwicklung, Herstellung, Prüfung oder 
Abgabe von Arzneimitteln unter der Berufsbezeich- 
nung „Apotheker" oder „Apothekerin". 

§ 3 

Die Berufsbezeichnung „Apotheker" oder „Apo- 
thekerin" darf nur führen, wer als Apotheker be- 
stallt oder nach § 2 Abs. 2 zur vorübergehenden 
Ausübung des Apothekerberufs befugt ist. 

§ 4 

(1) Die Bestallung als Apotheker ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. Deutsdier im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes oder heimatloser Auslän- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf einer Bundes-Apothekerordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 

§ 2 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes den 
Apothekerberuf ausüben will, bedarf der Appro- 
bation als Apotheker. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 3 

Die Berufsbezeichnung „Apotheker" oder „Apo- 
thekerin" darf nur führen, wer als Apotheker appro- 
biert oder nach § 2 Abs. 2 zur vorübergehenden 
Ausübung des Apothekerberufs befugt ist. 

§ 4 

(1) Die Approbation als Apotheker ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. unverändert 
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Entwurf 

der im Sinne des Gesetzes über die Redit- 
stellung heimatloser Ausländer im Bun- 
desgebiet vom 25. April 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 269) ist, 

2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, 

3. sich nicht eines Verhaltens schuldig ge- 
macht hat, aus dem sich seine Unwürdig- 
keit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des Apothekerberufs ergibt, 

4. nicht wegen eines körperlichen Gebre- 
chens oder wegen Schwäche seiner geisti- 
gen oder körperlichen Kräfte oder wegen 
einer Sucht zur Ausübung des Apotheker- 
berufs unfähig oder ungeeignet ist, 

5. nach einem Studium der Pharmazie von 
mindestens drei Jahren die pharmazeu- 
tische Prüfung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes bestanden und eine praktische 
Ausbildung von mindestens eineinhalb 
Jahren im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes abgeschlossen hat. 

Eine in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder im Sowjetsektor von Berlin erworbene 
abgeschlossene Ausbildung für die Ausübung des 
Apothekerberufs gilt als Ausbildung im Sinne der 
Nummer 5, es sei denn, daß die Gleichwertigkeit 
des Ausbildungsstandes nicht gegeben ist. 

(2) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 5 
nicht erfüllt, so kann die Bestallung als Apotheker 
erteilt werden, wenn der Antragsteller im Ausland 
eine abgeschlossene Ausbildung für die Ausübung 
des Apothekerberufs erworben hat und die Gleich- 
wertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist. 


(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 1 
nicht erfüllt, so darf die Bestallung als Apotheker 
nur erteilt werden, wenn dies im öffentlichen Inter- 
esse liegt oder die Versagung eine außergewöhn- 
liche Härte darstellen würde und der Antragsteller, 
sofern er zugleich die Voraussetzung nach Absatz 1 
Nr. 5 nicht erfüllt, im Ausland eine abgeschlossene 
Ausbildung für die Ausübung des Apothekerberufs 
erworben hat und die Gleichwertigkeit des Ausbil- 
dungsstandes gegeben ist. 


(4) Soll die Erteilung der Bestallung wegen Feh- 
lens einer der Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 3 
und 4 abgelehnt werden, so ist der Antragsteller 
oder sein gesetzlicher Vertreter vorher zu hören. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Ver- 
dachtes einer strafbaren Handlung, aus der sich 
seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Apothekerberufs ergeben kann, ein 
Strafverfahren eingeleitet, so kann die Entscheidung 
über den Antrag auf Erteilung der Bestallung bis 
zur Beendigung des Verfahrens ausgesetzt werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. u n V e r ä n d e 1 t 


5. nach einer Gesamtausbildungszeit von vier- 
einhalb Jahren, von denen zwölf Monate auf 
die praktische Ausbildung entfallen müssen, 
die pharmazeutische Prüfung im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes bestanden hat. 


Eine in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder im Sowjetsektor von Berlin erworbene 
abgeschlossene Ausbildung für die Ausübung des 
Apothekerberufs gilt als Ausbildung im Sinne der 
Nummer 5, es sei denn, daß die Gleichwertigkeit 
des Ausbildungstandes nicht gegeben ist. 

(2) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 5 
nicht erfüllt, so kann die Approbation als Apotheker 
erteilt werden, wenn der Antragsteller eine außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes abge- 
schlossene Ausbildung für die Ausübung des Apo- 
thekerberufs erworben hat und die Gleichwertigkeit 
des Ausbildungsstandes gegeben ist. Absatz 1 Satz 2 
bleibt unberührt. 

(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 1 
nicht erfüllt, so darf die Approbation als Apotheker 
nur erteilt werden, wenn dies im öffentlichen Inter- 
esse liegt oder die Versagung eine außergewöhn- 
liche Härte darstellen würde und der Antragsteller, 
sofern er zugleich die Voraussetzung nach Absatz 1 
Nr. 5 nicht erfüllt, eine außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes abgeschlossene Ausbildung 
für die Ausübung des Apothekerberufs erworben 
hat und die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstan- 
des gegeben ist. Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

(4) Soll die Erteilung der Approbation wegen 
Fehlens einer der Voraussetzungen nach Absatz 1 
Nr. 3 und 4 abgelehnt werden, so ist der Antrag- 
steller oder sein gesetzlicher Vertreter vorher zu 
hören. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Ver- 
dachtes einer strafbaren Handlung, aus der sich 
seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Apothekerberufs ergeben kann, ein 
Strafverfahren eingeieitet, so kann die Entscheidung 
über den Antrag auf Erteilung der Approbation bis 
zur Beendigung des Verfahrens ausgesetzt werden. 
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Entwurf 

§ 5 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen regelt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in einer Bestallungsordnung für Apotheker 
die Mindestanforderungen an die Ausbildung, das 
Nähere über die pharmazeutische Prüfung und die 
Bestallung sowie die Prüfungsgebühren. 


§ 6 

(1) Die Bestallung ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 nicht Vorgelegen hat 
oder die pharmazeutische Prüfung nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5 nicht bestanden war. 

(2) Die Bestallung ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich eine der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und 3 weggefallen ist. 

§ 7 

(1) Die Bestallung kann zurückgenommen wer- 
den, wenn bei ihrer Erteilung die Voraussetzung 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 nicht Vorgelegen hat 
oder die praktische Ausbildung nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5 nicht abgeleistet war. 

(2) Die Bestallung kann widerrufen werden, 
wenn nachträglich eine der Voraussetzungen nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 weggefallen ist. 

(3) Eine nach § 4 Abs. 2 oder 3 erteilte Bestal- 
lung kann auch zurückgenommen werden, wenn 
eine der nicht auf § 4 Abs. 1 Satz 1 bezogenen Vor- 
aussetzungen nicht Vorgelegen hat. 

§ 8 

(1) Das Ruhen der Bestallung kann angeordnet 
werden, wenn 

1. gegen den Apotheker wegen des Ver- 
dachts einer strafbaren Handlung, aus der 
sich seine Unwürdigkeit oder Unzuver- 
lässigkeit zur Ausübung des Apotheker- 
berufs ergeben kann, ein Strafverfahren 
eingeleitet ist, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 5 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen regelt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in einer Approbationsordnung für Apothe- 
ker die Mindestanforderungen an das Studium der 
PharniBzie und die praktische Ausbildung, das 
Nähere über die pharmazeutische Prüfung und die 
Approbation, ferner die Anrechnung von Prüfungen, 
die außerhalb des Geltungsbereiches dieses Geset- 
zes abgelegt werden. Dabei soll vorgesehen werden, 
daß die pharmazeutische Prüfung in zeitlich ge- 
trennte Abschnitte zu teilen und die Abschlußprü- 
fung innerhalb eines Monats nach dem Ende der 
Ausbildung abzulegen ist. 

§ 6 

(1) Die Approbation ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 nicht Vorgelegen hat 
oder die pharmazeutische Prüfung nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5 nicht bestanden war. 

(2) Die Approbation ist zu widerrufen, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 weggefallen ist. 


§ 7 

(1) Die Approbation kann zurückgenommen wer- 
den, wenn bei ihrer Erteilung die Voraussetzung 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 nicht Vorgelegen hat. 


(2) Die Approbation kann widerrufen werden, 
wenn nachträglich eine der Voraussetzungen nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 weggefallen ist. 

(3) Eine nach § 4 Abs. 2 oder 3 erteilte Appro- 
bation kann auch zurückgenommen werden, wenn 
eine der nicht auf § 4 Abs. 1 Satz 1 bezogenen Vor- 
aussetzungen nicht Vorgelegen hat. 

§ 8 

(1) Das Ruhen der Approbation kann angeordnet 
werden, wenn 

1. unverändert 


2. eine der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 2. unverändert 

Satz 1 Nr. 4 nicht mehr gegeben ist oder 

3. Zweifel bestehen, ob die Voraussetzun- 3. unverändert 

gen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 noch 

erfüllt sind und der Apotheker sich wei- 
gert, sich einer von der zuständigen Be- 
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Entwurf 

hörde angeordneten amts- oder fachärzt- 
lichen Untersuchung zu unterziehen. 

(2) Die Anordnung ist aufzuheben, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 


(3) Der Apotheker, dessen Bestallung ruht, darf 
den Apothekerberuf nicht ausüben. 


§ 9 

Der Apotheker oder sein gesetzlicher Vertreter 
ist in den Fällen der §§ 6, 7 und 8 Abs. 1 vor der 
Entscheidung zu hören. 


§ 10 

Auf die Bestallung kann durch schriftliche Erklä- 
rung gegenüber der zuständigen Behörde ver- 
zichtet werden. Ein Verzicht, der unter einer Bedin- 
gung erklärt wird, ist unwirksam. 


§ 11 

(1) Eine Erlaubnis zur Ausübung des Apotheker- 
berufs nach § 2 Abs. 2 kann auf Antrag Personen 
erteilt werden, die eine abgeschlossene Ausbildung 
für den Apothekerberuf nachweisen. 

(2) Die Erlaubnis kann auf bestimmte Tätig- 
keiten beschränkt und darf nur widerruflich und 
nur für einen Zeitraum bis zu zwei Jahren erteilt 
werden; sie kann einmal für einen Zeitraum von 
nicht mehr als zwei Jahren verlängert werden. Per- 
sonen, denen die Erlaubnis erteilt worden ist, haben 
im übrigen die in Vorschriften des Bundesrechts 
begründeten Rechte und Pflichten eines Apothekers. 


§ 12 

(1) Die Bestallung erteilt in den Fällen des § 4 
Abs. 1 Satz 1 die zuständige Behörde des Landes, 
in dem der Antragsteller die pharmazeutische Prü- 
fung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2, Abs. 2 und 3, §§ 6 bis 8 
und 11 trifft die zuständige Behörde des Landes, in 
dem der Antragsteller oder Apotheker 

1. seinen Wohnsitz hat oder, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben ist, seinen Wohnsitz be- 
gründen will oder. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(2) DieAnordnung ist aufzuheben, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. Liegen die 
Voraussetzungen für den Widerruf der Appro- 
bation nach § 6 Abs. 2 vor, so gilt die Anordnung 
solange fort, bis sie durch den Widerruf der Appro- 
bation ersetzt wird. 

(3) Der Apotheker, dessen Approbation ruht, 
darf den Apothekerberuf nicht ausüben. 


§ 9 

unverändert 


§ 10 

Auf die Approbation kann durch schriftliche Er- 
klärung gegenüber der zuständigen Behörde ver- 
zichtet werden. Ein Verzicht, der unter einer Bedin- 
gung erklärt wird, ist unwirksam. 


§ 11 

(1) unverändert 


(2) Die Erlaubnis kann auf bestimmte Tätig- 
keiten und bestimmte Beschäftigungsstellen be- 
schränkt und darf nur widerruflich und befristet bis 
zu zwei Jahren erteilt werden; sie kann nur bis zu 
einem Zeitraum von insgesamt vier Jahren verlän- 
gert und darf nach Ablauf dieses Zeitraumes nicht 
neu erteilt werden. Personen, denen die Erlaubnis 
erteilt worden ist, haben im übrigen die in Vor- 
schriften des Bundesrechts begründeten Rechte und 
Pflichten eines Apothekers. 


§ 12 

(1) Die Approbation erteilt in den Fällen des § 4 
Abs. 1 Satz 1 die zuständige Behörde des Landes, 
in dem der Antragsteller die pharmazeutische Prü- 
fung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2, Abs. 2 und 3, §§ 6 bis 8 
und 11 trifft die zuständige Behörde des Landes, in 
dem der Antragsteller oder Apotheker 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 3. unverändert 

oder Nummer 2 nicht gegeben ist, zuletzt 
seinen Wohnsitz gehabt hat. 


(3) Die Entscheidungen nach § 4 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und 3 sowie § 7 Abs. 3 sollen nur im 
Benehmen mit dem Bundesminister für Gesund- 
heitswesen getroffen werden. 

(4) Die Landesregierung bestimmt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


§ 13 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer 

1. ohne als Apotheker bestallt oder nach § 2 
Abs. 2 zur Ausübung des Apothekerberufs 
befugt zu sein, die Berufsbezeichnung „Apothe- 
ker" oder „Apothekerin" führt, 

2. den Apothekerberuf ausübt, solange durch 
vollziehbare Verfügung das Ruhen der Bestal- 
lung angeordnet ist. 

§ 14 

(1) Eine Approbation oder Bestallung, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in seinem Geltungs- 
bereich zur Ausübung des Apothekerberufs berech- 
tigt, gilt als Bestallung im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Eine widerrufliche Gestattung der Ausübung 
des Apothekerberufs nach § 3 Abs. 1 der Reichs- 
apothekerordnung vom 18. April 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 457) gilt mit ihrem bisherigen Inhalt 
als Erlaubnis im Sinne des § 2 Abs. 2. 

(3) Abweichend von § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 sind 
bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Vorschriften der Prüfungsord- 
nung für Apotheker vom 8. Dezember 1934 (Reichs- 
ministerialblatt S. 769) anzuwenden. In der Rechts- 
verordnung nach § 5 sind die erforderlichen Über- 
gangsregelungen für die Personen zu treffen, die zu 
dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt die pharmazeu- 
tische Ausbildung begonnen haben. 

§ 15 

Das Gesetz über das Apothekenwesen vom 
20. August 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 697) wird wie 
folgt geändert; 

1. § 2 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die deutsche Bestallung als Apotheker be- 
sitzt oder wenn ihm eine Erlaubnis nach 
§ 2 Abs. 2 der Bundes-Apothekerordnung 


Satz 1 gilt entsprechend für die Entgegennahme 
der Verzichterklärung nach § 10. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 13 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer 

1. ohne als Apotheker approbiert oder nach § 2 
Abs. 2 zur Ausübung des Apothekerberufs 
befugt zu sein, die Berufsbezeichnung „Apo- 
theker" oder „Apothekerin" führt, 

2. den Apothekerberuf ausübt, solange durch 
vollziehbare Verfügung das Ruhen der Appro- 
bation angeordnet ist. 

§ 14 

(1) Eine Approbation oder Bestallung, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in seinem Geltungs- 
bereich zur Ausübung des Apothekerberufs berech- 
tigt, gilt als Approbation im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) unverändert 


(3) Abweichend von § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 sind 
bis zum Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Vorschriften der Prüfungsord- 
nung für Apotheker vom 8. Dezember 1934 (Reichs- 
ministerialblatt S. 769) anzuwenden. In der Rechts- 
verordnung nach § 5 sind die erforderlichen Uber- 
gangsregelungen für die Personen zu treffen, die zu 
dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt die pharmazeu- 
tische Ausbildung begonnen haben. 

§ 15 

Das Gesetz über das Apothekenwesen vom 
20. August 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 697) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die deutsche Approbation als Apotheker 
besitzt oder wenn ihm eine Erlaubnis nach 
§ 2 Abs. 2 der Bundes-Apothekerordnung 
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Entwurf 

erteilt und die Gegenseitigkeit verbürgt 
isti\ 


2. § 3 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. -durch Rücknahme oder Widerruf der Bestal- 
lung als Apotheker, durch Verzicht auf die 
Bestallung oder durch Widerruf der Erlaub- 
nis nach § 2 Abs. 2 der Bundesapotheker- 
ordnung; 

3. § 4 erhält folgende Fassung; 

.§ 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
nach § 2 nicht Vorgelegen hat. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 6 oder 7 weggefallen ist oder 
der Erlaubnisinhaber Rechtsgeschäfte oder Ab- 
sprachen getroffen hat, die gegen § 9 Abs. 1, 
§§ 10 oder 11 verstoßen." 

4. § 9 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. wenn und solange der Verpächter im Besitz 
der Erlaubnis ist und die Apotheke aus 
einem in seiner Person liegenden wichtigen 
Grund nicht selbst betreiben kann oder die 
Erlaubnis wegen des Wegfalls einer der 
Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 
widerrufen oder durch Widerruf der Bestal- 
lung wegen des Wegfalls einer der Voraus- 
setzungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 der 
Bundes-Apothekerordnung erloschen ist;". 


5. § 9 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die nach Absatz 2 erteilte Erlaubnis ist 
zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine 
der Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht Vor- 
gelegen hat; sie ist zu widerrufen, wenn nadi- 
träglich eine dieser Voraussetzungen weggefal- 
len ist. § 4 bleibt unberührt." 

6. § 14 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 nicht Vorgelegen hat. Die Erlaub- 
nis ist zu widerrufen, wenn nachträglich eine 
dieser Voraussetzungen weggefallen ist oder 
der Erlaubnisinhaber oder seine Beauftragten 
den Vorschriften dieses Gesetzes, der auf Grund 
des § 21 erlassenen Rechtsverordnung oder den 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

erteilt und die Gegenseitigkeit verbürgt 
ist;". 

la. In § 2 Abs. 2 und § 13 Abs. 2 wird das Wort 
„Bestallung" durch das Wort „Approbation" er- 
setzt. 

2. § 3 Nr. 3 erhält folgende Fassung; 

„3. durch Rücknahme oder Widerruf der Appro- 
bation als Apotheker, durch Verzicht auf die 
Approbation oder durch Widerruf der Er- 
laubnis nach § 2 Abs. 2 der Bundes-Apothe- 
kerordnung;". 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


4. § 9 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. wenn und solange der Verpächter im. Besitz 
der Erlaubnis ist und die Apotheke aus 
einem in seiner Person liegenden wichtigen 
Grund nicht selbst betreiben kann oder die 
Erlaubnis wegen des Wegfalls einer der 
Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 
widerrufen oder durch Widerruf der Appro- 
bation wegen des Wegfalls einer der Vor- 
aussetzungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
der Bundes-Apothekerordnung erloschen 
ist ; " . 

5. unverändert 


6. unverändert 
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für die Herstellung von Arzneimitteln oder den 
Verkehr mit diesen erlassenen Rechtsvorschrif- 
ten gröblich oder beharrlich zuwiderhandeln/' 


§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin, 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 17 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1967 in Kraft. 

§ 18 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
außer Kraft: 

1. §§ 1 bis 3, 23, 25, 27, 30 bis 32 Abs. 1 der 
Reichsapothekerordnung vom 18. April 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 457), 

2. die Bestallungsordnung für Apotheker vom 
8. Oktober 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1118), 

3. § 1 Abs. 3 der Zweiten Verordnung zur 
Durchführung der Reichsapothekerordnung 
vom 26. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 347). 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 15 a 

Das Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln 
(Arzneimittelgesetz) vom 16. Mai 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 533), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Arzneimittelgesetzes vom 
18. Januar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 93), wird wie 
folgt geändert: 

ln § 14 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort „Bestallung" 

durch das Wort „Approbation" ersetzt. 

§ 16 

unverändert 


§ 17 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1968 in Kraft. 
§ 18 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
außer Kraft: 

1. unverändert 


2. die Bestallungsordnung für Apotheker vom 
8. Oktober 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1118) 

mit Ausnahme des § 4 Abs. 2, 

3. unverändert 
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